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Bestellung der Versicherungsvertreter/innen 

§ 18. (1) Die Versicherungsvertreter/innen sind von den geschäftsführenden Organen der örtlich und 
sachlich zuständigen gesetzlichen beruflichen Vertretungen der nach dem GSVG, FSVG und BSVG 
Versicherten zu entsenden. Die gesetzlichen beruflichen Vertretungen haben die Entsendung nach dem 
Mandatsergebnis der Wahl zu ihrem jeweiligen satzungsgebenden Organ, die Wirtschaftskammern jedoch 
nach dem Mandatsergebnis der Wahlen zu den Fachorganisationen (Fachvertretungen), nach dem System 
d’Hondt unter sinngemäßer Anwendung von Abs. 2 lit. a und b vorzunehmen. Die Interessenvertretungen 
haben dabei möglichst im Einvernehmen mit den wahlwerbenden Gruppen vorzugehen. Soweit 
Versicherungsvertreter/innen für Landesstellenausschüsse zu nominieren sind, ist das Wahlergebnis auf 
Landesebene zu berücksichtigen. Bestehen solche Interessenvertretungen nicht, so sind die 
Versicherungsvertreter/innen von der Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz zu entsenden. 

(2) Die Aufsichtsbehörde hat die auf die einzelnen entsendeberechtigten Stellen entfallende Zahl von 
Versicherungsvertreter/inne/n unter Bedachtnahme auf die Zahl der in der Krankenversicherung nach 
dem GSVG, FSVG und BSVG anspruchsberechtigten Personen in den den einzelnen Stellen zugehörigen 
Versichertengruppen festzusetzen. Bei der Festsetzung der Gesamtzahl der Versicherungsvertreter/innen 
sind insgesamt zwei Gruppen zu bilden und für jede Gruppe die Zahl der Versicherungsvertreter/innen 
gesondert festzusetzen: 

 1. in der Krankenversicherung nach dem GSVG und FSVG anspruchsberechtigte Personen und 

 2. in der Krankenversicherung nach dem BSVG anspruchsberechtigte Personen. 
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Die Zahl der anspruchsberechtigten Personen ist auf Grund einer Stichtagserhebung zum 1. Juli jenes 
Kalenderjahres zu ermitteln, das der Neubestellung der Verwaltungskörper zweitvorangeht. Die 
Berechnung der auf die einzelnen Stellen bzw. auf die einzelnen nach den ausgeübten artverwandten 
Erwerbstätigkeiten zusammengefassten Berufsgruppen entfallenden Zahl von 
Versicherungsvertreter/inne/n hat dabei nach dem System d’Hondt zu erfolgen, wobei 

 a) die Wahlzahl ungerundet zu errechnen ist und 

 b) bei gleichem Anspruch mehrerer Stellen auf einen Versicherungsvertreter/eine 
Versicherungsvertreterin nach dieser Berechnung das Los entscheidet. 

Die Aufteilung gilt jeweils für die betreffende Amtsdauer. Vor Aufteilung der Zahl der 
Versicherungsvertreter/innen ist den in Betracht kommenden entsendeberechtigten Stellen Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Die Aufsichtsbehörde hat die in Betracht kommenden entsendeberechtigten Stellen aufzufordern, 
die Vertreter/innen innerhalb einer angemessenen Frist, die mindestens einen Monat zu betragen hat, zu 
entsenden. Verstreicht diese Frist ungenützt, so hat die Aufsichtsbehörde selbst die 
Versicherungsvertreter/innen zu bestellen. Im Fall der Säumigkeit einer gesetzlichen beruflichen 
Vertretung hat die Aufsichtsbehörde die auf diese gesetzliche berufliche Vertretung entfallenden 
Versicherungsvertreter/innen dabei nach dem System d’Hondt unter Zugrundelegung des 
Mandatsergebnisses der Wahl zum satzungsgebenden Organ dieser gesetzlichen beruflichen Vertretung 
unter sinngemäßer Anwendung des Abs. 1 zu bestellen, ohne an einen Vorschlag gebunden zu sein. 

(4) Die Versicherungsvertreter/innen der nach dem GSVG und nach dem FSVG Versicherten sind 
von den geschäftsführenden Organen der örtlich und sachlich zuständigen gesetzlichen beruflichen 
Vertretungen und auf die einzelnen von den entsendeberechtigten Stellen jeweils zu vertretenden 
Berufsgruppen in die Verwaltungskörper des Versicherungsträgers zu entsenden. Die gesetzlichen 
beruflichen Vertretungen haben die Entsendung nach dem Mandatsergebnis der Wahl zu ihrem jeweiligen 
satzungsgebenden Organ, die Wirtschaftskammern jedoch nach dem Mandatsergebnis der Wahlen zu den 
Fachorganisationen (Fachvertretungen), nach dem System d’Hondt unter sinngemäßer Anwendung von 
Abs. 2 lit. a und b vorzunehmen. Die Interessenvertretungen haben dabei im möglichsten Einvernehmen 
mit den wahlwerbenden Gruppen vorzugehen. Soweit Versicherungsvertreter/innen für 
Landesstellenausschüsse zu nominieren sind, ist das Wahlergebnis auf Landesebene zu berücksichtigen. 
Bestehen solche Interessenvertretungen nicht, so sind die Versicherungsvertreter/innen von der 
Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz für die nach den ausgeübten 
artverwandten Erwerbstätigkeiten in Berufsgruppen zusammengefassten Versichertengruppen nach dem 
System d’Hondt zu entsenden. 

(5) Die Versicherungsvertreter/innen der nach dem BSVG Versicherten sind von den 
geschäftsführenden Organen der örtlich und sachlich zuständigen gesetzlichen beruflichen Vertretungen 
im Wege der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs in die Verwaltungskörper 
des Versicherungsträgers zu entsenden. Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
Österreichs hat die Entsendung in die Verwaltungskörper auf Vorschlag der jeweils wahlwerbenden 
Gruppe nach dem System d’Hondt unter sinngemäßer Anwendung von Abs. 2 lit. a und b vorzunehmen. 
Dabei ist die Summe der auf die einzelnen wahlwerbenden Gruppen entfallenden gültigen Stimmen bei 
den Wahlen zu den satzungsgebenden Organen der gesetzlichen beruflichen Vertretungen der nach dem 
BSVG Versicherten zu Grunde zu legen. Soweit Versicherungsvertreter/innen für 
Landesstellenausschüsse zu nominieren sind, ist das Wahlergebnis auf Landesebene zu berücksichtigen. 

(6) Bei der Entsendung nach den Abs. 1, 4 und 5 ist auf die fachliche Eignung (§ 17 Abs. 6 Z 5) und 
durch ein ausgewogenes Verhältnis an Versicherungsvertreterinnen und Versicherungsvertretern auf das 
Erreichen der Geschlechterparität in den Verwaltungskörpern Bedacht zu nehmen. Unzulässig ist die 
gleichzeitige Entsendung ein und derselben Person als Versicherungsvertreter/in 

 1. sowohl in den Verwaltungsrat als auch in einen Landesstellenausschuss desselben 
Versicherungsträgers; 

 2. in die Verwaltungskörper mehrerer Versicherungsträger. 

(7) Scheidet ein Versicherungsvertreter/eine Versicherungsvertreterin dauernd aus seinem/ihrem 
Amt aus, so hat die Stelle, die die ausgeschiedene Person entsendet hat, für den Rest der Amtsdauer einen 
neuen Versicherungsvertreter/eine neue Versicherungsvertreterin zu bestellen. Ist die Neubestellung 
durch eine Enthebung (§ 20) erforderlich geworden und tritt nachträglich die Entscheidung über diese 
Enthebung außer Kraft, so erlöschen mit dem gleichen Zeitpunkt die rechtlichen Wirkungen der 
Neubestellung. 
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